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Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Ulla Jelpke, Dr. Andre Hahn, Gökay Akbulut, Heike Hansel, 
Andrej Hunko, Amira Mohamed Ali, Niema Movassat, Zaklin Nastic, 

Dr. Alexanders. Neu, Tobias Pflüger, Martina Renner, Kersten Steinke, 
Friedrich Straetmanns, Dr. Kirsten Tackmann und der Fraktion DIE LINKE. 


Darstellung der Hayir-Plattform im Verfassungsschutzbericht 2017 


Am 16. April 2017 fand in der Türkei ein Referendum über die Änderung der 
türkischen Verfassung hin zu einem Präsidialsystem mit weitrechenden Befug¬ 
nissen für das Staatsoberhaupt statt, bei dem 51,4 Prozent der Wählerinnen und 
Wähler für die Verfassungsänderung stimmten. Kritikerinnen und Kritiker der 
Verfassungsreform sahen darin einen entscheidenden Schritt hin zu einem auto¬ 
ritären Ein-Mann-System. Dem Nein-Lager in der Türkei gehörten unterschied¬ 
lichste politische Kräfte von der kemalistisch-sozialdemokratischen Haupt-Op¬ 
positionspartei CHP über die linke prokurdische HDP bis hin zur iyi Parti als 
einer Abspaltung der rechtsextremen MHP an, die selber ebenso wie die regie¬ 
rende AKP die Verfassungsänderung unterstützte. Da im Ausland lebende türkische 
Staatsbürgerinnen und Staatsbürger abstimmungsberechtigt waren, bildeten sich 
auch in Europa und der Bundesrepublik Deutschland Zusammenschlüsse unter¬ 
schiedlicher oppositioneller Kräfte, um für ein Nein (Hayir) zu werben 
(www.noz.de/deutschland-welt/politik/artikel/8801 12/nein-kampagne-in-der- 
tuerkei-stemmt-sich-gegen-praesidialsystem; www.fr.de/politik/tuerkei-fast-50- 
prozent-wahlbeteiligung-in-deutschland-a-125 8267; www.mz.de/politik/dossier- 
politik/dossier-migration_artikel,-Dossier-Migration-Wahlkampf-in-Deutschland- 
Ein-lautes-Evet-und-ein-leises-Hayir- arid,262915.html). 

Im Verfassungsschutzbericht des Bundes für das Jahr 2017 heißt es zur Hayir- 
Kampagne unter anderem: „So wurde beispielsweise Ende Januar 2017 ein über¬ 
wiegend von PKK-Aktivisten und PKK-nahen Organisationen getragenes euro¬ 
paweites Bündnis, die Plattform „,Nein‘ in Europa“, gegründet, deren Ziel der 
Zusammenschluss aller Gegner Erdogans war. In diesem Kontext wurde die 
,Hayir‘-Kampagne initiiert, an der sich sodann auch regionale Bündnisse (,Platt¬ 
formen 1 ) beteiligten. Im Rahmen dieser Kampagne fanden bundesweit, wie auch 
in ganz Europa, zahlreiche friedlich verlaufene Kundgebungen und Veranstaltun¬ 
gen statt, bei denen um Nein-Stimmen zu der geplanten Verfassungsänderung in 
der Türkei geworben wurde.“ (Verfassungsschutzbericht 2017, S. 224). 

Die Behauptung, die Hayir-Kampagne bzw. die Hayir-Plattform (Avrupa’da 
Hayir Platformu) sei überwiegend von Vereinigungen und Aktivisten aus dem 
Umfeld der verbotenen PKK getragen worden, ist nach Ansicht der Fragestelle¬ 
rinnen und Fragesteller nicht zutreffend. Schließlich wurde nach ihrer Kenntnis 
diese Kampagne gegen die Einführung des Präsidialsystems in der Türkei in 
Deutschland von einem breiten gesellschaftlichen Spektrum der türkeistämmigen 
Migration einschließlich Anhängerinnen und Anhängern der im türkischen Par- 
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lament vertretenen Oppositionsparteien CHP und HDP getragenen und unter an¬ 
derem von Politikerinnen und Politikern der deutschen Parteien SPD, DIE LINKE, 
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN unterstützt (www.faz.net/aktuell/politik/ 
inland/initiative-gegen-das-tuerkisches-referendum- 14920258.html; www.mz.de/ 
politik/dossier-politik/dossier-migration_artikel,-Dossier-Migration-Wahlkampf- 
in-Deutschland-Ein-lautes-Evet-und-ein-leises-Hayir- arid,2629 15.html). 

Insbesondere erscheint diese Darstellung der Hayir-Kampagne im Verfassungs¬ 
schutzbericht als PKK-getragen bzw. PKK-gesteuert den Fragestellerinnen und 
Fragestellern kritikwürdig, da türkische Regierangspolitiker ihrerseits bemüht 
waren, die Kritikerinnen und Kritiker der Verfassungsänderung in eine terroristi¬ 
sche Ecke zu stellen (www.fr.de/politik/tuerkei-akp-brandmarkt-reformgegner- 
als-terroristen-a-712953). 

Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Wie kommt die Bundesregierung zu ihrer im Verfassungsschutzbericht 2017 
getätigten Einschätzung, die Avrapa’da Hayir Platformu sei ein „überwie¬ 
gend von PKK-Aktivisten und PKK-nahen Organisationen getragenes euro¬ 
paweites Bündnis“? 

2. Welche Kräfte, Parteien, Verbände, prominenten Einzelpersonen und gesell¬ 
schaftlichen Spektren im Einzelnen haben nach Kenntnis der Bundesregie¬ 
rung in der Türkei die Hayir-Kampagne anlässlich des Referendums über die 
Einführung eines Präsidialsystems getragen? 

Welche dieser Kräfte sind nach Kenntnis der Bundesregierung PKK-nah und 
welche nicht? 

3. Welche türkeistämmigen und nicht türkeistämmigen Kräfte, Parteien, Ver¬ 
bände, prominente Einzelpersonen und gesellschaftlichen Spektren in Eu¬ 
ropa bzw. Deutschland haben sich nach Kenntnis der Bundesregierung an 
der Hayir-Kampagne anlässlich des Referendums über die Einführung eines 
Präsidialsystems beteiligt (bitte einzeln aufführen)? 

Welche dieser Kräfte sind nach Kenntnis der Bundesregierung PKK-nah und 
welche nicht? 

4. Von welchen Verbänden, Parteien oder Personen im Einzelnen ging wann 
die Initiative zur Gründung der Avrapa’da Hayir Platformu aus (bitte einzeln 
aufführen)? 

Welche davon stuft die Bundesregierung als PKK-Aktivisten oder PKK-nahe 
Organisationen ein, und welche Rolle spielten diese bei der Gründung der 
Plattform? 

5. Welche Verbände, Parteien oder Personen beteiligten sich im Einzelnen in 
welcher Form an der Avrapa’da Hayir Platformu? 

Welche davon stuft die Bundesregierung als PKK-Aktivisten oder PKK-nahe 
Organisationen ein, und über welchen Einfluss verfügten diese innerhalb der 
Plattform? 
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6. Welche regionalen Bündnisse bzw. Plattformen, die sich im Rahmen der 
Hayir-Kampagne in Deutschland bildeten, sind der Bundesregierung be¬ 
kannt? 

a) Von welchen Verbänden, Parteien oder Personen ging jeweils die Initia¬ 
tive zur Gründung der regionalen Bündnisse aus, welche davon stuft die 
Bundesregierung als PKK-Aktivisten bzw. PKK-nahe Organisationen 
ein, und bei welchen sieht sie keinen PKK-Bezug? 

b) Welche Verbänden, Parteien oder Personen beteiligten sich jeweils in 
welcher Form an welchen regionalen Bündnissen? 

Welche davon stuft die Bundesregierung als PKK-Aktivisten oder PKK¬ 
nahe Organisationen ein, und bei welchen sieht sie keinen PKK-Bezug? 

c) Welche Rolle spielten PKK-Aktivisten bzw. PKK-nahe Organisationen 
nach Kenntnis der Bundesregierung innerhalb regionaler Bündnisse, die 
sich anlässlich der Hayir-Kampagne in Deutschland gebildet haben, und 
über welchen Einfluss verfügten sie darin? 

7. Welche Kundgebungen und Veranstaltungen im Rahmen der Hayir-Kam¬ 
pagne in Deutschland sind der Bundesregierung im Einzelnen bekannt ge¬ 
worden? 

a) Wie viele Personen aus welchen gesellschaftlichen bzw. politischen 
Spektren, und welche Organisationen beteiligten sich jeweils daran? 

b) Inwieweit wurden auf diesen Kundgebungen und Veranstaltungen Sym¬ 
bole oder Slogans verwendet, die die Bundesregierung der PKK zurechnet 
(bitte einzeln anführen und angeben, wie repräsentativ diese Parolen oder 
Symbole jeweils für die Gesamtzahl der Teilnehmerinnen und Teilnehmer 
bzw. Veranstalter der jeweiligen Kundgebung oder Veranstaltung wa¬ 
ren)? 

8. Wie und mit welchen Quellen begründet die Bundesregierung ihre Darstel¬ 
lung im Verfassungsschutzbericht 2017, „Die PKK lehnte die Verfassungs¬ 
änderung ab, da sie bei einer Ausweitung der Befugnisse des türkischen 
Staatspräsidenten eine Verschärfung der gegen sie gerichteten Repressionen 
sowie eine Intensivierung der militärischen Auseinandersetzungen befürch¬ 
tete“ (Verfassungsschutzbericht 2017, S. 219)? 

Sind der Bundesregierung weitere Ablehnungsgründe des Präsidialsystems 
von Seiten der PKK bekannt, und wenn ja, welche? 

Berlin, den 1. August 2018 


Dr. Sahra Wagenknecht, Dr. Dietmar Bartsch und Fraktion 
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